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Recht

Das neue Maklergesetz 
und seine Auswirkungen
Anfallende Maklergebühren sind künftig ausschließlich von der Person  
zu tragen, welche die Maklerleistungen beauftragt hat. Immobilienrechts­
expertin Isabella Klepp weiß, wie damit umzugehen ist.

Einem aktuellen Gesetze­
sentwurf zufolge soll in Ös­
terreich ab Jänner 2023 bei 
der Vermittlung von Miet­

wohnungen das sogenannte Bestel­
lerprinzip zur Anwendung gelangen. 
Die geplante Gesetzesänderung wird 
sich insbesondere auf die Branche der 
Immobilienmakler auswirken. Mak­
lerprovisionen werden somit künftig 
nicht mehr von Mieter und Vermieter, 
sondern ausschließlich vom Auftragge­
ber zu zahlen sein. Die logische Folge 
sind Geschäftseinbußen aufseiten der 
Immobilienmakler sowie die Notwen­
digkeit einer ausführlichen Dokumen­
tation der Verkaufstätigkeit, um etwa­
ige Ansprüche auch tatsächlich durch­
setzen zu können. Die Kanzlei Klepp 
Nöbauer Hintringer (KNH Rechtsan­
wälte) hat langjährige Erfahrung in der 
rechtlichen Vertretung von Immobili­
enmaklern und der Erstellung von An­

gebotsmustern, allgemeinen Geschäfts­
bedingungen, Vermittlungsaufträgen 
und Maklerverträgen wie auch in der 
Durchsetzung von Maklerprovisionen. 

„Wir setzen uns dafür ein, dass Immobi­
lienmakler die gesetzlich zustehenden 
Provisionen tatsächlich erhalten“, sagt 
Rechtsanwältin Isabella Klepp, Spezia­
listin für Immobilienrecht.

Beratung für Mieter und Vermieter
Günstigen Wohnraum zu finden wird 
durch die Einführung des Besteller­
prinzips aus Sicht zahlreicher Exper­
ten künftig erschwert. Wie man be­
reits in Deutschland sieht (hier wurde 
das Bestellerprinzip vor einigen Jah­
ren eingeführt), wird bestehenden Mie­
tern vermehrt die Aufgabe übertragen, 
Nachmieter zu finden, um somit dem 
Vermieter eine anfallende Maklerge­
bühr einzusparen. Oftmals wird dabei 
versucht die Wohnungen gegen Zah­

lung einer Ablöse anzubieten, weshalb 
Neumietern zu empfehlen ist, sich vor 
Abschluss des Mietvertrages rechtlich 
beraten zu lassen. Weiters werden die 
durch Vermittlung anfallenden Provi­
sionen von Vermietern immer wieder 

– versteckt in anderen Nebenkosten – 
auf Neumieter überwälzt. Eine einge­
hende Prüfung des Mietvertrages wird 
daher durch die Gesetzesänderung für 
Mieter umso wichtiger. Die Kanzlei 
KNH Rechtsanwälte unterstützt in je­
der Phase der Vertragsanbahnung und 

-abwicklung.

Korrekte Vertragserrichtung
Ungeachtet der Frage nach der Provi­
sionspf licht sind Rechtsstreitigkeiten 
zwischen Mieter und Vermieter kei­
ne Seltenheit, vor allem bei Nichtzah­
lung des Mietzinses, unangebrachtem 
Verhalten oder missbräuchlicher Nut­
zung des Mietobjektes. „Zur Absiche­
rung und Durchsetzung der Vermie­
terrechte ist daher die Errichtung eines 
individuell abgestimmten Mietvertra­
ges von grundlegender Bedeutung und 
im Streitfall oft entscheidungsrelevant.

Ebenso häufig sind Streitigkeiten 
zwischen Wohnungseigentümern, wo­
bei es in diesem Zusammenhang auf 
die einzelfallbezogene Ausgestaltung 
des Wohnungseigentumsvertrages an­
kommt“, erklärt Isabella Klepp.�
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